Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3667 


Sachgebiet 23 


Große Anfrage 

des Abgeordneten Dr. Wamke 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Regionale Strukturpolitik und Raumordnung 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. In welcher Form beabsichtigt die Bundesregierung, der Not- 
wendigkeit der Verbesserung der Qualität des Lebens in 
den ländlichen Räumen und in den Randgebieten, in den 
Verdichtungsräumen wie in den Großstädten künftig in der 
regionalen Strukturpolitik und Raumordnung gerecht zu 
werden? 

2. Besitzt die Bundesregierung einen Überblick über die Ver- 
teilungsgerechtigkeit zwischen den Teilräumen? Kann sie 
Auskunft geben über die räumliche Verteilung bei Entste- 
hung und die räumliche Umverteilung bei Verwendung des 
Sozialprodukts zwischen den Verdichtungsräumen und den 
Fördergebieten außerhalb der Verdichtungsräume? Welche 
Schritte hat sie unternommen und welche gedenkt sie zu 
unternehmen, um im Wege der Regionalen Gesamtrech- 
nung diese als Grundlage ihrer eigenen regionalpolitischen 
und raumordnerischen Entscheidungen notwendigen Daten 
zu erhalten? Ist die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang in der Lage, über die unterschiedlichen Lebenshal- 
tungskosten (Nahrungsmittel, Treib- und Heizstoff, Mieten) 
in den einzelnen Teilräumen Auskunft zu geben? 

3. Bis wann ist die Bundesregierung in der Lage, die regio- 
nale Aufgliederung der raumwirksamen Ausgaben des 
Bundes vorzulegen und sie zugleich nach Verdichtungs- 
räumen und Fördergebieten außerhalb der Verdichtungs- 
räume zusammenzufassen? 

4. Ist sich die Bundesregierung der Notwendigkeit bewußt, 
zur Vermeidung der negativen Folgen unkontrollierten 
Wachstums in Ballungsräumen das regionalpolitische In- 
strumentarium zu ergänzen, z. B. durch Zurechnung der 
sozialen und wirtschaftlichen Folgekosten für Investitionen 
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in Räumen jenseits des Optimums der Verdichtung? Wel- 
che Schritte wird sie in welchen Fristen zur Verwirklichung 
eines solchen Folgekostenbeitrages unternehmen? 

5. Ist sichergestellt, daß die passive Sanierung ländlicher 
Räume oder von Randgebieten verhindert wird durch ein 
Netz von Förderungsschwerpunkten, dessen Dichte keines- 
falls unter der heutigen Dichte der Schwerpunktorte der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" liegen darf? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, den sozialen Wohnungsbau 
einschließlich Wohnungseigentum als erstrangiges Mittel 
der Arbeitnehmerförderung in den Fördergebieten anzu- 
erkennen, und welche Verteilung der Finanzmittel ihres 
Wohnungsbauprogramms, anteilmäßig und in absoluten 
Zahlen, beabsichtigt sie dementsprechend? 

7. Wie gedenkt die Bundesregierung der Notwendigkeit zu 
entsprechen, beim Ausbau der Bundesfernstraßen neben 
der Verkehrsbelastung in Zukunft stärker die Erschlie- 
ßungsfunktion zu berücksichtigen? 

8. Beabsichtigt die Bundesregierung, von ihrer bisherigen 
Praxis der weitgehenden Ausschließung der Handwerks- 
und Handelsbetriebe bei Gewährung der Investitionszu- 
lage abzugehen? Falls nicht, welche gezielten Maßnahmen 
beabsichtigt sie für den Dienstleistungsbereich? 

9. Wie beabsichtigt die Bundesregierung, die Fremdenver- 
kehrsförderung in den strukturschwachen ländlichen Räu- 
men zu intensivieren? Welche Möglichkeiten sieht sie, für 
diesen Zweck auch Mittel der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" ein- 
zusetzen? 

10. In welcher Weise haben sich die Maßnahmen der regio- 
nalen Aktionsprogramme positiv auf die Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse in der Landwirtschaft ausgewirkt? 

11. Wie gedenkt die Bundesregierung eine wirksame Abstim- 
mung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" mit der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
zu bewerkstelligen? 

12. Wie kann nach Vorstellung der Bundesregierung eine par- 
lamentarische Kontrolle der Maßnahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Regionalen Wirtschafts- 
struktur" erfolgen, die dem Parlament über das Budget- 
recht hinaus Möglichkeiten der Mitgestaltung einräumt? 

13. Erkennt die Bundesregierung die Notwendigkeit an, im 
Rahmen der Erfolgskontrolle der Gemeinschaftsaufgabe 
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„Verbesserung der Regionalen Wirtschaftsstruktur'' neben 
den quantitativen Gesichtspunkten der Einkommenshöhe 
und des Arbeitsplatzdefizits auch den Gedanken der Qua- 
lität des Lebens als Beurteilungsmaßstab einzubeziehen? 

14. Nach welchen Maßstäben und in welchen Fristen sollte 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung die von ihr 
selbst als dringend erforderlich bezeichnete Neuabgren- 
zung und Reduzierung der auf über 60 ^/o der Fläche des 
Bundes ausgeweiteten Fördergebiete angestrebt werden? 

15. Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft in der Konjunk- 
turpolitik regionale Unterschiede in der konjunkturellen 
Entwicklung mehr als bisher zu berücksichtigen und die 
Voraussetzungen zu schaffen, künftig die regionale Vertei- 
lung von Infrastrukturausgaben im wesentlichen bereits 
mit dem Haushaltsvoranschlag bekanntzugeben? 

16. Welche Entwicklung der raumwirksamen Mittel des Bun- 
des, insbesondere aber der Mittel für die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur", ist in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen? 

17. Wie soll künftig die Abgrenzung der regionalen Struktur- 
politik zum Bundesraumordnungsprogramm sein? Wer ist 
für die Koordinierung und die Bestimmung von Prioritäten 
bei der Verwendung raumwirksamer Mittel innerhalb der 
Bundesregierung zuständig? 

18. Wann wird das Bundesraumordnungsprogramm der Öffent- 
lichkeit vorgelegt? 


Bonn, den 19. Juli 1972 


Dr. Warnke 

Dr. BarzeL Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Die grundsätzliche Zielsetzung von Regionaler Strukturpolitik 
und Raumordnung bedarf der Überprüfung, das regionalpoli- 
tische Instrumentarium der Ergänzung und Weiterentwicklung. 
Die CDU/CSU-Fraktion hält die Steigerung der Qualität des 
Lebens für ein Ziel aller Regionalpolitik und Raumordnung in 
den siebziger Jahren (Frage 1). Das klassische Wachstumsziel 
erhält dadurch einen neuen Akzent, darf aber weder abge- 
schafft noch zweitrangig werden, Wachstum wird zumindest auf 
lange Zeit hinaus eine Voraussetzung der Steigerung der Le- 
bensqualität bleiben. 

Die Steigerung der Lebensqualität zwingt dazu, über die Maß- 
nahmen für die Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" hinaus auch die 
Bedürfnisse der Verdichtungsräume und Großstädte in das 
regionalpolitische Konzept mit einzubeziehen. 

Bereits im Raumordnungsbericht 1968 wurde hervorgehoben, 
daß nur noch bis 1975 die Chancen, durch Industrieansiedlung 
auf die räumliche Entwicklung des Bundesgebietes Einfluß zu 
nehmen, als relativ gut bezeichnet werden könnten. Für eine 
Raumordnungs- und Strukturpolitik aus einem Guß wurde es 
deshalb in der Beratung des Bundestages für notwendig ge- 
halten, den Einsatz aller raumwirksamen Mittel des Bundes 
durchschaubarer zu machen, über die Hälfte dieser Zeit ist nun 
verstrichen, ohne daß eine entsprechende Aufstellung vorliegt, 
obwohl nur so Grundlagen für eine gute Koordinierung des 
Mitteleinsatzes hätten geschaffen und damit Gegenläufigkeiten 
in der räumlichen Entwicklung hätten vermieden werden 
können. 

Es kommt darauf an, die Verteilung des Sozialprodukts und 
den Einsatz raumwirksamer Mittel auch regional aufzugliedern, 
um so feststellen zu können, wie sich die Bundeshilfen in den 
einzelnen Teilräumen aus wirken und so sich räumliche Schwä- 
chen in der Entwicklungs- und Strukturpolitik zeigen. Diesen 
Erkenntnissen kommt entscheidende Bedeutung zu, weil sich 
nur so ermitteln läßt, ob und inwieweit der Mitteleinsatz des 
Bundes zur Verwirklichung des Sozialstaatsprinzips des Grund- 
gesetzes mit seinem Anspruch auf wertgleiche Lebensverhält- 
nisse in allen Teilen des Bundesgebietes - in der weiten Fläche 
unseres Landes ebenso wie in überlasteten Verdichtungsräu- 
men - beiträgt. 

Die Überprüfung der Verteilungsgerechtigkeit zwischen den 
verschiedenen Teilräumen setzt ein geeignetes statistisches In- 
strumentarium voraus (Fragen 2 und 3). 
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verhindern, wo es zu unzumutbaren Verschlechterungen der 
Lebensqualität für die großstädtische Bevölkerung führt. Dies 
mag gegenwärtig nur für wenige Fälle in der Bundesrepublik 
Deutschland zutreffen. Die Kosten für die Überwindung der 
Beeinträchtigungen der Lebensqualität in Folge unkontrollier- 
ten Wachstums sind aber auch im Einzelfall derart hoch, daß 
das Problem einer Lösung zugeführt werden muß. Der in 
Frage 4 angesprochene Folgekostenbeitrag ist marktwirtschafts- 
konform, weil er verdeckte Subventionen durch Kostenanla- 
stung nach dem Verursacherprinzip ersetzt, er ist wachstums- 
orientiert, weil er Investitionen mit gesamtwirtschaftlich un- 
günstigem Kosten/Nutzenverhältnis verhindert, und er erhöht 
das Präferenzgefälle zugunsten der Fördergebiete ohne Haus- 
haltsbelastung. 

Als Gefahr der passiven Sanierung werden in ländlichen Räu- 
men und den Randgebieten Ankündigungen der Bundesregie- 
rung empfunden, die Zahl der Förderungsschwerpunkte in den 
Gebieten der Regionalen Aktionsprogramme einschränken zu 
wollen. Darauf zielt Frage 5. 

In den Fragen 6 bis 1 1 werden einzelne Sachbereiche der Regio- 
nalen Strukturpolitik angesprochen, und zwar in 

Frage 6 der soziale Wohnungsbau 
Frage 7 der Ausbau der Bundesfernstraßen 
Frage 8 die Förderung von Handel und Handwerk 
Frage 9 die Fremdenverkehrsförderung 

Frage 10 die Lebens- und Arbeits Verhältnisse in der Land- 
wirtschaft 

Frage 11 die Abstimmung der Gemeinschaftsaufgaben „Regio- 
nale Wirtschaftsstruktur" und „Agrarstruktur und 
Küstenschutz". 

Die parlamentarische Kontrolle der Gemeinschaftsaufgabe, Ver- 
fahren, Haushaltsentwicklung und Zuständigkeit sind Gegen- 
stand der Fragen 12 bis 18, und zwar in 

Frage 12 die parlamentarische Kontrolle der Gemeinschafts- 
aufgabe „Regionale Wirtschaftsstruktur" 

Frage 13 die Berücksichtigung qualitativer Gesichtspunkte bei 
der Erfolgskontrolle 

Frage 14 die Neuabgrenzung und Reduzierung der Förder- 
gebiete 

Frage 15 die Berücksichtigung regionaler Unterschiede in der 
Konjunkturpolitik 

Frage 16 die Ansätze für raumwirksame Ausgaben in der 
mittelfristigen Finanzplanung des Bundes 

Frage 17 die Abgrenzung von Regionaler Strukturpolitik und 
Raumordnung, die Koordinierung und Bestimmung 
von Prioritäten bei der Mittelverwendung 
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Frage 18 der Termin der Vorlage des Bundesraumordnungs- 
programmes. 

Von besonderer Bedeutung ist die Frage nach der parlamenta- 
rischen Kontrolle der Gemeinschaftsaufgabe, Gegenwärtig wer- 
den im vertraulichen Verfahren des Planungsausschusses der 
Gemeinschaftsaufgabe ohne Kenntnis der Parlamente des Bun- 
des und der Länder von den Exekutiven für einen Zeitraum 
von fünf Jahren Pläne auf gestellt und fortgeschrieben, an denen 
die Parlamente praktisch nichts mehr ändern können. 

über den konkreten Fall der Regionalen Wirtschaftspolitik hin- 
aus wird hier das Grundsatzproblem der Mitwirkung oder Aus- 
schaltung der Parlamente bei längerfristigen Planungen ange- 
sprochen. 

Die besonderen Probleme des Zonenrandes sind in der Großen 
Anfrage nicht angesprochen worden, da die politisch begrün- 
dete Sonderstellung des Zonenrandgebietes eine getrennte Be- 
handlung erfordert. 
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